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Drucksache Y/ 842 


Der Bundesminister 

des Auswärtigen Bonn, den 20. Juli 1966 

L 1 - 86. 13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Beti.: Empfehlung 133 der Versammlung der Westeuropä- 
ischen Union 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Blachstein, Blumen- 
feld, Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Schulz (Berlin) und 
Genossen 

— Drucksache V/801 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 


Unter Bezugnahme auf die Empfehlung 133 über die Dimensio- 
nen Europas, die von der Versammlung der Westeuropäischen 
Union am 14. Juni 1966 angenommen wurde, 

fragen wir die Bundesregierung: 

Welches ist die Stellungnahme der Bundesregierung zu dieser 
Empfehlung und ist sie bereit, im Rat der Westeuropäischen 
Union darauf zu dringen, daß die Beratungen über Wirtschafts- 
fragen der sieben Mitgliedsregierungen in Anwesenheit und 
unter Teilnahme der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft fortgesetzt werden? 

Die Bundesregierung hat die Empfehlung 133 der Versammlung 
der Westeuropäischen Union mit Interesse zur Kenntnis genom- 
men und begrüßt sie als einen konstruktiven Beitrag zu den 
Bemühungen um die Lösung der wichtigsten politischen und 
wirtschaftlichen Probleme Europas. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Ausführungen der 
Empfehlung, die sich auf die Deutschlandfrage beziehen. Zu 
Absatz 6 der Präambel, in dem von der deutsch-polnischen 
Grenzziehung die Rede ist, möchte die Bundesregierung noch 
einmal ihren Standpunkt bekräftigen, daß die Regelung dieser 
Frage einem Friedensvertrag Vorbehalten werden muß, der 
mit einer frei gewählten gesamtdeutschen Regierung abge- 
schlossen wird. Mit großer Genugtuung hat die Bundesregie- 
rung schließlich vermerkt, daß die Versammlung in Ziffer 4 
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der Empfehlung die in der deutschen Friedensnote vom 25. März 
1966 enthaltenen Vorschläge zur Ost-West-Entspannung gewür- 
digt hat. Sie benutzt diese Gelegenheit, den deutschen Mitglie- 
dern der Versammlung der Westeuropäischen Union für die 
wertvolle Unterstützung zu danken, die sie durch ihr Eintreten 
für die Aufnahme dieses Punktes in die Empfehlung den Ent- 
spannungsbemühungen der Bundesregierung geleistet haben. 

Um der Antwort des Rats auf die Empfehlung 133 nicht vorzu- 
greifen, möchte die Bundesregierung zu weiteren Einzelfragen 
jetzt nicht Stellung nehmen. Sie wird jedoch bei den bevorste- 
henden Erörterungen im Rat für eine positive Würdigung der 
Empfehlung eintreten. 

Eines besonderen Drängens der Bundesregierung darauf, daß 
die Beratungen über Wirtschaftsfragen der sieben Mitglieds- 
regierungen in Anwesenheit und unter Teilnahme der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft fortgesetzt wer- 
den, bedarf es nicht. Im Zusammenhang mit der inzwischen be- 
habenen EWG-Krise war bei einer Ratstagung die wirtschafts- 
politische Aussprache ausgefallen. Dabei handelte es sich aber 
um ein einmaliges Ereignis. Im Sommer 1963 ist in der EWG und 
zwischen den EWG-Ländern und Grobritannien vereinbart wor- 
den, daß in den vierteljährlichen Tagungen des Ministerrats 
der Westeuropäischen Union jeweils ein Tag dem Meinungs- 
austausch über die wirtschaftliche Lage in Europa gewidmet 
wird. Dabei ist auch vereinbart worden, daß die Kommission 
der EWG an allen derartigen Sitzungen teilnimmt. Die Bundes- 
regierung wird weiterhin bemüht sein, an dem vereinbarten 
Sitzungsturnus festzuhalten. 


Schröder 



